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A. Problem 

Seit 1983/1984, spätestens aber seit August 1988 wird aus der Ge- 
sellschaft heraus die Forderung erhoben, ein Denkmal für die ermor- 
deten Juden Europas in Berlin zu errichten. Diese Forderung wird in 
der Folge in Gesellschaft und Politik breit diskutiert und findet die 
Unterstützung des Landes Berlin und des Bundes. 

Ein erster Wettbewerb, der von dem Förderkreis zur Errichtung eines 
Denkmals für die ermordeten Juden Europas e.V., dem Land Berlin 
und dem Bund 1994 ausgelobt wird, führt 1995 nicht zur Realisie- 
rung eines der zum Sieger erklärten Entwürfe. Ein zweiter Wettbe- 
werb, das „Engere Auswahlverfahren“ wird 1997 vom Förderkreis, 
dem Land Berlin und dem Bund ausgelobt. Für die Realisierungs- 
phase werden aus den eingegangenen Entwürfen die Projekte von 
Gerz, Weinmiller, Libeskind und Eisenman ausgewählt. Eine Ent- 
scheidung für die Realisierung erfolgt nicht. 

Im September 1998 bittet der Senat des Landes Berlin den Deut- 
schen Bundestag, eine Entscheidung zu treffen. Am 10. November 

1998 stellt der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung fest, 
über das Denkmal werde unter Berücksichtigung der breiten öffentli- 
chen Debatte im Deutschen Bundestag entschieden. Am 25. März 

1999 bekräftigt das Abgeordnetenhaus von Berlin seinen Wunsch, 
„daß der Deutsche Bundestag noch vor dem Umzug nach Berlin eine 
grundsätzliche Entscheidung zur Errichtung eines Denkmals für die 
ermordeten Juden Europas in Berlin trifft“. 

Angesichts der nationalen Bedeutung eines Denkmals für die ermor- 
deten Juden Europas und im Hinblick darauf, daß im Verlauf einer 
nunmehr über 10 Jahre währenden Diskussion alle wesentlichen Ar- 
gumente zum Sinn, zum Ort und zur Gestaltung eines Denkmals 
ausgetauscht worden sind, ohne daß sich die Auslober der beiden 
Wettbewerbe auf die Umsetzung eines Projekts hätten verständigen 
können, ergibt sich ein Entscheidungsbedarf, der unter Beachtung 
der bisherigen Diskussion umzusetzen ist. 


B. Lösung 

Zustimmung zur Beschlußempfehlung des Ausschusses. 

Mehrheitliche Annahme 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Frage der Kosten wurde im Ausschuß nicht abschließend erör- 
tert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

A. den Antrag 14/943 in der folgenden Fassung anzunehmen und 
- unter Abweichung von der Geschäftsordnung - im Plenum eine 
Entscheidung über die unter Nummer II dieser Beschlußempfeh- 
lung wiedergegebenen Alternativen herbeizuführen: 

I, 

1. Die Bundesrepublik Deutschland errichtet in Berlin ein 
Denkmal für die ermordeten Juden Europas. 

2. Mit dem Denkmal wollen wir 

- die ermordeten Opfer ehren, 

- die Erinnerung an ein unvorstellbares Geschehen der 
deutschen Geschichte wachhalten und 

- alle künftigen Generationen mahnen, die Menschenrechte 
nie wieder anzutasten, stets den demokratischen Rechtsstaat 
zu verteidigen, die Gleichheit der Menschen vor dem 
Gesetz zu wahren und jeder Diktatur und Gewaltherrschaft 
zu widerstehen. 

3. Das Denkmal soll ein zentraler Ort der Erinnerung und der 
Mahnung in Verbindung mit den anderen Gedenkstätten und 
Institutionen innerhalb und außerhalb Berlins sein. Es kann die 
authentischen Stätten des Terrors nicht ersetzen. 

4. Das Denkmal wird auf dem dafür vorgesehenen Ort in der 
Mitte Berlins - in den Ministergärten - errichtet. 

5. Die Bundesrepublik Deutschland bleibt verpflichtet, der an- 
deren Opfer des Nationalsozialismus würdig zu gedenken. 

II, 


Alternative 1 

Der Entwurf eines Stelenfeldes von Peter Eisenman (Eisenman II) 
wird realisiert. Dazu gehört ergänzend im Rahmen dieses 
Konzepts ein Ort der Information über die zu ehrenden Opfer und 
die authentischen Stätten des Gedenkens. 

Alternative 2 

Das Mahnmal soll ausdrücklich eine Mahnung formulieren. Dafür 
wird das Mordverbot vorgeschlagen. 

III, 

Es wird eine öffentlich-rechtliche Stiftung gegründet, der Ver- 
treter des Deutschen Bundestages, der Bundesregierung, des Landes 
Berlin und des Förderkreises zur Errichtung eines Denkmals für 
die ermordeten Juden Europas e. V. angehören. In den Gremien 
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sollen Vertreter der Gedenkstätten, des Zentralrats der Juden in 
Deutschland und Repräsentanten der Opfergruppen sowie weitere 
Sachverständige mitwirken. Die Stiftung verwirklicht die 
Grundsatzbeschlüsse des Deutschen Bundestages. Sie trägt dazu 
bei, die Erinnerung an alle Opfer des Nationalsozialismus und 
ihre Würdigung in geeigneter Weise sicherzustellen. 

Die Stiftung nimmt noch in diesem Jahr ihre Arbeit auf. Mit den 
Bauarbeiten soll im Jahr 2000 begonnen werden; 

B. hilfsweise, sofern eine Abweichung von der Geschäftsordnung 
nicht vorgenommen wird, den Antrag 14/943 in folgender 
Fassung anzunehmen: 


I, 

1. Die Bundesrepublik Deutschland errichtet in Berlin ein 
Denkmal für die ermordeten Juden Europas. 

2. Mit dem Denkmal wollen wir 

- die ermordeten Opfer ehren, 

- die Erinnerung an ein unvorstellbares Geschehen der 
deutschen Geschichte wachhalten und 

- alle künftigen Generationen mahnen, die Menchenrechte nie 
wieder anzutasten, stets den demokratischen Rechtsstaat zu 
verteidigen, die Gleichheit der Menschen vor dem Gesetz 
zu wahren und jeder Diktatur und Gewaltherrschaft zu 
widerstehen. 

3. Das Denkmal soll ein zentraler Ort der Erinnerung und der 
Mahnung in Verbindung mit den anderen Gedenkstätten und 
Institutionen innerhalb und außerhalb Berlins sein. Es kann die 
authentischen Stätten des Terrors nicht ersetzen. 

4. Das Denkmal wird auf dem dafür vorgesehenen Ort in der 
Mitte Berlins - in den Ministergärten - errichtet. 

5. Die Bundesrepublik Deutschland bleibt verpflichtet, der 
anderen Opfer des Nationalsozialismus würdig zu gedenken. 

II, 

Der Entwurf eines Stelenfeldes von Peter Eisenman (Eisenman II) 
wird realisiert. Dazu gehört ergänzend im Rahmen dieses 
Konzepts ein Ort der Information über die zu ehrenden Opfer und 
die authentischen Stätten des Gedenkens. 

III, 

Es wird eine öffentlich-rechtliche Stiftung gegründet, der Ver- 
treter des Deutschen Bundestages, der Bundesregierung, des Landes 
Berlin und des Förderkreises zur Errichtung eines Denkmals für 
die ermordeten Juden Europas e. V. angehören, ln den Gremien 
sollen Vertreter der Gedenkstätten, des Zentralrats der Juden in 
Deutschland und Repräsentanten der Opfergruppen sowie weitere 
Sachverständige mitwirken. Die Stiftung verwirklicht die 
Grundsatzbeschlüsse des Deutschen Bundestages. Sie trägt dazu 
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bei, die Erinnerung an alle Opfer des Nationalsozialismus und 
ihre Würdigung in geeigneter Weise sicherzustellen. 

Die Stiftung nimmt noch in diesem Jahr ihre Arbeit auf. Mit den 
Bauarbeiten soll im Jahr 2000 begonnen werden; 

C. die Anträge auf den Drucksachen 14/941, 14/942, 14/944, 14/965 
und 14/981 für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 16. Juni 1999 

Der Ausschuß für Kultur und Medien 

Dr. Elke Leonhard Gert Weisskirchen Dr. Norbert Lammert Dr. Antje Vollmer 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) Dr. Heinrich Fink 

Berichterstatter Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Gert Weisskirchen, Dr. Norbert Lammert, 
Dr. Antje Voiimer, Hans-Joachim Otto (Frankfurt), Dr. Heinrich Fink 


1. Zur Diskussion um das Denkmal 

Nachdem schon 1983/1984 ein Wettbewerb zur Gestal- 
tung des sog. Prinz-Albrecht-Geländes in Berlin, des 
früheren Sitzes zentraler NS-Organisationen wie Gestapo, 
SD, RSHA, SS und SA stattgefunden hatte, ohne daß der 
ausgewählte Entwurf realisiert worden wäre, fordert am 
24. August 1988 in einer Diskussionsveranstaltung zur 
zukünftigen Gestaltung dieses Geländes die Journalistin 
Lea Rosh, auf diesem Gelände ein Denkmal für die er- 
mordeten Juden Europas zu errichten. Daraufhin wird 
die Bürgerinitiative „Perspektive Berlin“ gegründet. 

Aus dieser Initiative geht am 7. November 1989 der 
„Förderkreis zur Errichtung eines Denkmals für die er- 
mordeten Juden Europas“ hervor. Im Januar 1990 
schlägt der Förderkreis das Gelände der ehemaligen 
Ministergärten als Standort für das Denkmal vor. 

Im November 1991 fordert der Jüdische Weltkongreß 
den Bundeskanzler auf, einem Denkmal für die ermorde- 
ten Juden Europas zuzustimmen. Im November 1992 ver- 
pflichten sich der Bund und das Land Berlin, zusammen 
die Hälfte der Realisierungskosten für das Denkmal zu 
übernehmen, die andere Hälfte soll vom Förderkreis durch 
Einwerbung von Spendenmitteln aufgebracht werden. 

Am 18. April 1994 wird vom Bund, vertreten durch den 
Bundesminister des Innern, dem Land Berlin, vertreten 
durch den Senator für Bau- und Wohnungswesen in Ab- 
stimmung mit dem Senator für Kulturelle Angelegen- 
heiten und dem Senator für Stadtentwicklung und Um- 
weltschutz, und den Förderkreis ein anonymer künstleri- 
scher Wettbewerb für die Gesfaltung des Denkmals aus- 
gelobt, der sich an alle seit mindestens sechs Monaten in 
Deutschland lebenden Künstler richtet und zu dem zwölf 
international namhafte Künstler zugeladen werden. 
2 600 Künstler fordern die Wettbewerbsunterlagen an, 
528 Entwürfe werden eingereicht. 

Acht Entwürfe werden prämiert, zwei erste Preise wer- 
den vergeben. Am 28. Juni 1995 einigen sich die Aus- 
lober darauf, den Entwurf von Christine Jackob- 
Marks/Hella Rolfes auszuführen, eine 11 Meter hohe, 
20 000 qm große geneigte Ebene aus Beton, in die alle 
Namen der ermordeten Juden eingraviert werden sollen. 

Am 30. Juni 1995 zieht die Bundesregierung ihre Unter- 
stützung für diese Lösung zurück und „hält es für erfor- 
derlich, die Diskussion über die Gestaltung des Mahn- 
mals fortzuführen mit dem Ziel, einen breiten Konsens 
aller Beteiligten zu erreichen“. 

Am 10. Januar, 14. Februar und 11. April 1997 führt der 
Berliner Senator für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
als Sprecher der Auslober ein Kolloquium durch, an dem 
rund 90 Persönlichkeiten aus Geschichts- und Kunstwis- 
senschaft, Architektur und öffentlichem Leben sowie 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages und des Abge- 
ordnetenhauses von Berlin teilnehmen. Das Kolloquium 
befaßt sich mit dem Sinn des Denkmals, mit der Frage des 


Standorts und mit seiner Typologie, Ikonographie und 
Dimensionierung. Im Ergebnis der Kolloquien erklären 
die Auslober, daß die Ergebnisse des ersten Wettbewerbs 
nicht realisiert werden, sondern in einem neuen, engeren 
Auswahlverfahren neue Entwürfe eingeholt werden. 

Im Juli 1997 werden in diesem engeren, nicht anonymen 
Auswahlverfahren 25 Künstler aus dem In- und Ausland, 
darunter die ersten neun Preisträger des ersten Wettbe- 
werbs, um Entwürfe gebeten. Achtzehn Entwürfe gehen 
ein. 

Für die Realisierungsphase werden aus den eingegan- 
genen Entwürfen die Projekte von Gerz, Weinmiller, 
Libeskind und Eisenman ausgewählt. Eine Entscheidung 
für die Realisierung erfolgt nicht. 

II. Die Beteiligung des Parlaments 

Waren an den ersten beiden Wettbewerben, insbesondere 
aber an dem erweiterten Auswahlverfahren Mitglieder des 
Deutschen Bundestages beratend beteiligt, so wird späte- 
stens mit der Plenardebatte am 9. Mai 1996 der Ruf nach 
einer Entscheidung des Deutschen Bundestages zur Frage 
des Denkmals für die ermordeten Juden Europas immer 
lauter. Am 23. Mai 1996 wird ein „informelles Gremium“ 
des Ältestenrates unter Vorsitz der Präsidentin des Deut- 
schen Bundestages gebildet, das die Arbeit der Findungs- 
kommission des erweiterten Auswahlverfahrens begleitet. 

Im September 1998 bittet der Senat des Landes Berlin 
den Deutschen Bundestag, eine Entscheidung zu treffen. 
Am 10. November 1998 stellt der Bundeskanzler in sei- 
ner Regierungserklärung fest, über das Denkmal werde 
unter Berücksichtigung der breiten öffentlichen Debatte 
im Deutschen Bundestag entschieden. Am 25. März 
1999 bekräftigt das Abgeordnetenhaus von Berlin seinen 
Wunsch, „daß der Deutsche Bundestag noch vor dem 
Umzug nach Berlin eine grundsätzliche Entscheidung 
zur Errichtung eines Denkmals für die ermordeten Juden 
Europas in Berlin trifft“. 

In der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Kultur 
und Medien am 3. März 1999 bestätigt der Senator für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Berlin, 
daß sich der Senat einer Entscheidung des Deutschen 
Bundestages nicht erwehren werde. 

Angesichts der nationalen Bedeutung eines zentralen 
Denkmals für die ermordeten Juden Europas sowie im Hin- 
blick auf die Dauer der öffentlichen Diskussion und die 
Tatsache, daß im Verlauf von nunmehr annähernd 
16 Jahren auf den verschiedensten Veranstaltungen und in 
der Fach- und Allgemeinpresse alle wesentlichen Argu- 
mente ausgetauscht worden sind, die den Sinn, den Ort und 
die Gestaltung eines Denkmals für die ermordeten Juden 
Europas sowie seine Einbindung in die bestehende Struktur 
von Gedenkstätten betreffen, hat sich der Deutsche Bun- 
destag entschieden, unter Beachtung des Ergebnisses der 
bisherigen Diskussion eine Entscheidung zu treffen. 
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III. Zu Verfahren und Inhalt der Beratung 

Der Ausschuß für Kultur und Medien, am 13. November 
1998 konstituiert, hat sich in seiner 3. Sitzung am 
2. Dezember 1998, 5. Sitzung am 27. Januar 1999, 
7. Sitzung am 3. März 1999, 11. Sitzung am 20. April 
1999, 13. Sitzung am 1. Juni 1999 und 15. Sitzung am 
16. Juni 1999 mit dem Denkmal für die ermordeten Ju- 
den befaßt. 

Die 7. Sitzung wurde als öffentliche Anhörung durchge- 
führt, die den Sachstand der Beratungen der Findungs- 
kommission und der Auslober des 2. Wettbewerbs für 
ein Denkmal für die ermordeten Juden Europas und 
mögliche Hinweise für das weitere Vorgehen des Deut- 
schen Bundestages ermitteln sollte. Als Sachverständige 
nahmen in dieser Anhörung Stellung Prof Dr. Ronte, 
Prof Dr. Stölzl, Lea Rosh, Dr. Hans-Jochen Vogel, Prof 
Dr. James E. Young, Dr. Salomon Kom, Dr. Moshe 
Zuckermann, Dr. Oscar Schneider, Prof Josef Paul 
Kleihues, Prof György Konräd, Staatsminister Dr. Mi- 
chael Naumann, Senator Peter Radunski. 

ln dieser öffentlichen Anhörung sprachen sich die Mit- 
glieder der Findungskommission des erweiterten Wett- 
bewerbs einvemehmlich für den überarbeiteten Entwurf 
von Peter Eisenman („Eisenman 11“) aus. 

Die 1 1 . Sitzung wurde als öffentliche Sitzung im 
Reichstagsgebäude in Berlin durchgeführt; sie diente dem 
Gespräch mit Leitern von Gedenkstätten zur Frage der 
Einbindung eines Denkmals für die ermordeten Juden 
Europas in die bestehende Struktur von Gedenkstätten. 

Vom 21. Januar bis 5. Februar 1999 wurden auf Veran- 
lassung des Ausschusses die Modelle der vier Projekte 
ausgestellt, die aus dem erweiterten Wettbewerb für die 
Realisierungsphase ausgewählt worden waren; außerdem 
wurde das von Peter Eisenman in Absprache mit Staats- 
minister Dr. Michael Naumann entworfene Modell aus- 
gestellt. 

Die Anträge in den Drucksachen 14/941, 14/942, 14/943, 
14/944, 14/965 und 14/981 wurden vom 14. Deutschen 
Bundestag in seiner 39. Sitzung am 6. Mai 1999 in erster 
Lesung ohne Debatte dem Ausschuß für Kultur und Me- 
dien zur federführenden Beratung überwiesen. Zur Mit- 
beratung wurden sie an den Innenausschuß, den Finanz- 
ausschuß, den Ausschuß für Angelegenheiten der neuen 
Länder und an den Haushaltsausschuß überwiesen. 


Bonn, den 16. Juni 1999 


Der Innenausschuß, der Finanzausschuß und der Haus- 
haltsausschuß haben in ihrer Sitzung am 16. Juni 1999 
mitgeteilt, daß sie jeweils einvemehmlich auf eine Mit- 
beratung verzichten. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der neuen Länder 

hat ebenfalls am 16. Juni 1999 mitgeteilt, daß er auf die 
Beratung der Vorlagen verzichte und dem federführen- 
den Ausschuß empfehle, ein Votum zu den Vorlagen den 
individuellen Abstimmungen im Plenum des Deutschen 
Bundestages anheimzustellen. 

ln seiner Sitzung am 16. Juni 1999 hat der Ausschuß für 
Kultur und Medien die Anträge abschließend beraten. 

Gmndlage der Beratung war der Entwurf einer Be- 
schlußempfehlung auf der Basis des Antrags 14/943, der 
von den Koalitionsfraktionen vorgelegt wurde und der 
zur Frage der Gestaltung des Mahnmals eine Entschei- 
dung des Plenums zwischen dem Entwurf von Eisenman 
(Eisenman 11) und der Konzeption von Richard Schröder 
empfiehlt. 

ln kontroverser Diskussion wurde diese Beschlußemp- 
fehlung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. angenommen. 

Die Anträp 14/941, 14/942, 14/944, 14/965 und 14/981 
wurden mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU und bei Ent- 
haltung der Fraktionen der F.D.P. und PDS für erledigt 
erklärt. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. erhoben Ein- 
wände gegen die Vorlage einer Beschlußempfehlung auf 
der Basis des Antrags in Drucksache 14/943 und gegen 
das Verfahren, im Falle einer mangelnden Zustimmung 
zur beantragten Abweichung von der Geschäftsordnung 
hilfsweise eine Beschlußempfehlung auszusprechen, die 
nur noch den Vorschlag enthält, das Projekt von Eisen- 
man zu realisieren. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. sprachen sich 
dafür aus, dem Plenum auch in der Frage, ob ein Denk- 
mal errichtet werden soll, ob es den ermordeten Juden 
Europas oder ausdrücklich auch den anderen Opfern ge- 
widmet sein soll und ob die Auslober der bisherigen 
Wettbewerbe oder eine zu gründende Stiftung den Be- 
schluß des Deutschen Bundestages umsetzen soll, Alter- 
nativen zur Beschlußfassung vorzulegen. 
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